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1 Einleitung 

Die grundlegende Zielsetzung der Zusammenschlusskontrolle besteht in der Aufrechterhal-

tung einer Marktstruktur, die wirksamen Wettbewerb zulässt.1 Zu untersagen sind Zusam-

menschlüsse immer dann, wenn sie zu einer Entstehung oder Verstärkung einer marktbeherr-

schenden Stellung führen, die den beteiligten Unternehmen die Möglichkeit eröffnet, Preise 

oberhalb des Wettbewerbspreises zu setzen. Bei Medienunternehmen handelt es sich jedoch 

häufig um Plattformen im Sinne der Theorie mehrseitiger Marktplätze, die eine Reihe von Be-

sonderheiten gegenüber klassischen Unternehmen aufweisen. Zur bestmöglichen Internali-

sierung der zwischen den Nachfragegruppen bestehenden indirekten Netzeffekte wählen 

Plattformen eine von traditionellen Märkten abweichende Preisstruktur.2 Da der Nutzen der 

Akteursgruppen mit steigender Gruppengröße zunimmt, weisen Plattformen eine gewisse 

Tendenz zur Konzentration auf.3 Marktmacht oder gar Monopolstellungen müssen auf mehr-

seitigen Märkten jedoch nicht zwingend mit negativen Wohlfahrtseffekten einhergehen. Viel-

mehr können sie sogar wohlfahrtsoptimal sein.4 Werden diese Besonderheiten im Rahmen 

der Zusammenschlusskontrolle nicht gewürdigt, kann es zu Fehlentscheidungen kommen. Ins-

besondere besteht die Gefahr der Untersagung von Zusammenschlussvorhaben, von denen 

positive Wohlfahrtseffekte ausgehen könnten. 

Die Theorie mehrseitiger Marktplätze hat sich seit den ersten Arbeiten von Rochet/Tirole 

(2003), Evans (2003) und Evans/Schmalensee (2007) und ihrer Übertragung auf Medien-

märkte durch Dewenter (2006) und Dewenter/Haucap (2009) zur Analyse von Plattformmärk-

ten im wissenschaftlichen Diskurs inzwischen etabliert. Die Würdigung der plattformspezifi-

schen Besonderheiten war bisher weder im US-amerikanischen noch im deutschen Kartell-

recht verpflichtend vorgegeben. Mit der 9. GWB-Novelle wurden diese erstmalig in das deut-

sche Kartellrecht aufgenommen. Vor dem Hintergrund der aufgezeigten Gefahren bei der Ver-

nachlässigung dieser besteht das Ziel des vorliegenden Beitrags in der Untersuchung der prak-

tischen Relevanz der theoretischen Erkenntnisse in der Zusammenschlussprüfung der US-

 
1  Mögliche Auswirkungen von Medienfusionen auf die Meinungsvielfalt werden nachfolgend nicht betrach-

tet. Hierfür wird auf die Ausführungen von Dewenter (2007), Anderson/McLaren (2012) und Budzinski 
(2009) verwiesen. 

2  Vgl. Rochet/Tirole, 2003 S. 990, Schmalensee, 2002, S. 105, Evans/Schmalensee, 2007, S. 154. 
3  Ausführlicher hierzu vgl. Haucap/Wenzel, 2009, S. 14 ff.  
4  Vgl. Weisman, 2005, S. 137, Klein et al., 2006, S. 595, Dewenter/Haucap/Wenzel, 2011, S. 13 ff. Diese Über-

legungen werden aufgegriffen in Lindstädt, 2009, S. 22. 
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amerikanischen und deutschen Kartellbehörden. Die Analyse gliedert sich wie folgt: Nach ei-

ner Beschreibung der theoretischen Grundlagen (Kapitel 2) sowie der Darlegung des Stands 

der Forschung (Kapitel 3) werden die für die Untersuchung erhobenen Daten beschrieben (Ka-

pitel 4). Die vergleichende Analyse ist Gegenstand des fünften Kapitels. Der Beitrag schließt 

mit Schlussbemerkungen in Kapitel 6.  

 

2 Theoretische Grundlagen 

2.1 Ablauf der Zusammenschlusskontrolle  

2.1.1 USA 

Das amerikanische Kartellrecht setzt sich im Wesentlichen aus den Regelungen des Sherman 

Acts von 1890 und des Clayton Acts von 1914 zusammen. Nach § 1 und 2 ShAct sind sämtliche 

horizontale und vertikale Wettbewerbsbeschränkungen ebenso verboten wie der Versuch der 

oder die tatsächlich erreichte Monopolisierung. Unternehmenszusammenschlüsse sind nach 

§ 7 ClAct insbesondere zu untersagen, wenn sie zu einer spürbaren Beschränkung des Wett-

bewerbs oder zur Monopolisierung führen. Davon umfasst sind sowohl der Erwerb von Ge-

schäftsanteilen als auch der Erwerb von Vermögensgegenständen. Während die Erlangung ei-

ner marktbeherrschenden Stellung durch internes Wachstum nicht verhindert werden kann, 

soll externes Wachstum unterbunden werden, wenn es wettbewerbsschädliche Wirkungen 

entfaltet. Zu diesem Zweck sind alle Zusammenschlussvorhaben von Unternehmen, welche 

die in § 7A ClAct vorgegebenen Schwellenwerte hinsichtlich ihres Nettoumsatzes oder ihrer 

Bilanzsumme überschreiten, anmeldepflichtig. Die Zuständigkeit liegt gemäß § 11a und § 15 

ClAct bei der Federal Trade Commission (FTC) sowie bei der Antitrust Division (ATD) des De-

partments of Justice (DoJ). Prinzipiell sind beide Institutionen zwar in ihren Entscheidungen 

unabhängig, ein gewisser indirekter politischer Einfluss kann durch die Bestimmung des Lei-

ters der ATD, der Mitglieder der FTC sowie der Richter des Supreme Courts als letzte Verfah-

rensinstanz durch den Präsidenten und den Kongress indes nicht ausgeschlossen werden.  

Die Beurteilung der Zusammenschlussvorhaben erfolgt im Wesentlichen nach den Vorgaben 

der Horizontal und der Non-Horizontal Merger Guidelines. Zur Definition des relevanten 

Markts stellen FTC und ATD im Wesentlichen auf den SSNIP-Test ab. Die Marktzugehörigkeit 

von Gütern und Dienstleistungen bestimmt sich dabei über die Reaktion der Verbraucher auf 

Preisänderungen. Gelingt es dem hypothetischen Monopolisten, den Preis seines Produkts A 
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für einen nicht nur vorübergehenden Zeitraum signifikant zu erhöhen, ohne signifikante Ab-

wanderungen der Nachfrage zu Produkt B zu bewirken, werden beide Produkte vom Verbrau-

cher nicht als Substitute erachtet und gehören daher nicht zum gleichen Markt. Findet eine 

Substitution von A durch B statt, handelt es sich um einen gemeinsamen Markt.5 

Zusammenschlüsse sind zu untersagen, wenn es zu einer Erhöhung der Marktkonzentration, 

gemessen am HHI, und zudem zu negativen Wettbewerbseffekten kommt. Letztere werden 

angenommen, wenn mit dem Zusammenschluss die Wahrscheinlichkeit aufeinander abge-

stimmter Verhaltensweisen oder unilateraler Effekte steigt.6 Als verbotsabwendenden Ein-

wand sieht das US-amerikanische Kartellrecht seit 1984 die Möglichkeit der Efficiency Defense 

vor. Können Unternehmen durch den Zusammenschluss entstehende Effizienzgewinne, wie 

technischer Fortschritt, Qualitätssteigerungen oder Serviceverbesserungen nachweisen, kann 

eine Untersagung abgewendet werden.7 Für vertikale und konglomerate Fusionen sind die 

Grenzen für die Anerkennung der Effizienzeinreden dabei geringer als für Zusammenschlüsse 

von Wettbewerbern.  

Weder der Sherman noch der Clayton Act oder die Merger Guidelines sehen medienspezifi-

sche Besonderheiten im Rahmen der Fusionskontrolle vor. Konkrete Bestrebungen zur Auf-

nahme der Theorie mehrseitiger Marktplätze lassen sich derzeit nicht beobachten. In der Kri-

tik steht die kartellrechtliche Praxis im Wesentlichen aufgrund der hohen Konzentration auf 

einigen Märkten.8 

 

2.1.2 Deutschland 

Die deutsche Zusammenschlusskontrolle sieht eine Anmeldepflicht für Zusammenschlussvor-

haben von Unternehmen, deren Umsätze die gesetzlich normierten Schwellenwerte des § 35 

Abs. 1 GWB überschreiten, vor. Abzulehnen sind diese, wenn von einer erheblichen Behinde-

rung des Wettbewerbs auszugehen ist (§ 36 Abs. 1 GWB). Die Prüfung der Zusammenschluss-

fälle erfolgt in erster Instanz durch das Bundeskartellamt, welches institutionell unabhängig 

 
5  Zum Wesen des SSNIP-Tests vgl. Motta, 2004, S. 102 f., Europäische Kommission, Bekanntmachung über 

die Definition des relevanten Marktes im Sinne des Wettbewerbsrechts der Gemeinschaft, ABl. 1997 
C 372/5, S. 6, Emch/Thompson, 2006, 14 f., Filistrucchi, 2008, S. 5, Filistrucchi et al., 2014, S. 295, Bren-
kers/Verboven, 2007, S. 158. 

6  Vgl. DoJ/FTC, 2010, S. 2 f., 20 ff. 
7  Vgl. DoJ/FTC, 2010, S. 29 ff. 
8  Vgl. Baker, 2007, S. 3, AAI, 2015, S. 3 f. 
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von politischer Einflussnahme agiert. Widerspruch gegen Beschlüsse des Kartellamts ist beim 

Oberlandgericht Düsseldorf einzulegen. In letzter Instanz entscheidet der Bundesgerichtshof 

(BGH). Wird ein Zusammenschlussvorhaben auch auf dieser Stufe des Verfahrens untersagt, 

können die Beteiligten nach § 42 GWB einen Antrag auf Ministererlaubnis stellen. Der Bun-

desminister für Wirtschaft und Energie kann den Zusammenschluss freigeben, wenn die durch 

ihn entstehenden Wettbewerbsbeschränkungen von gesamtwirtschaftlichen Vorteilen aufge-

wogen werden oder ein überragendes Interesse der Allgemeinheit seine Freigabe rechtfertigt.  

Die gesetzliche Grundlage zur Beurteilung anmeldungspflichtiger Zusammenschlussvorhaben 

bildet das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). Entscheidendes Kriterium für 

die Freigabe oder Untersagung ist die Entstehung oder Verstärkung einer marktbeherrschen-

den Stellung, was der US-amerikanischen Prüfung abgestimmter Verhaltensweisen oder uni-

lateraler Effekte entspricht.9 Marktbeherrschung liegt vor, wenn ein Unternehmen auf dem 

relevanten Markt keinem oder keinem wesentlichen Wettbewerb ausgesetzt ist oder es ge-

genüber seinen Konkurrenten über eine überragende Marktstellung verfügt (§ 18 Abs. 1 

GWB). Entscheidend für die Marktbeherrschungsvermutung sind letztendlich die vom Unter-

nehmen gehaltenen Marktanteile. Darüber hinaus berücksichtigen die Kartellbehörden wei-

tere Faktoren wie die Finanzkraft, den Zugang zu den Beschaffungs- oder Absatzmärkten oder 

rechtliche oder tatsächliche Schranken für den Marktzutritt anderer Unternehmen. 

Zur sachlichen Marktabgrenzung wurde vom Bundeskartellamt lange Zeit im Wesentlichen auf 

das Bedarfsmarktkonzept abgestellt.10 Hiernach sind alle Güter und/oder Dienstleistungen ei-

nem Markt zuzuordnen, die aus Verbrauchersicht zur Befriedigung des gleichen Bedürfnisses 

dienen.11 Seit einigen Jahren gelangt jedoch zunehmend der SSNIP-Test zur Anwendung. Ähn-

lich der US-amerikanischen Efficiency Defense sieht das deutsche Kartellrecht die Möglichkeit 

der Freigabe wettbewerbsbeschränkender Zusammenschlüsse vor, wenn diese zugleich zur 

Verbesserung der Wettbewerbsbedingungen führen und diese Verbesserungen die Behinde-

rung des Wettbewerbs überwiegen (§ 36 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 GWB). 

Medienspezifische Besonderheiten existierten im Rahmen der Zusammenschlusskontrolle bis-

her lediglich hinsichtlich der Berechnung des Umsatzes der betreffenden Unternehmen. Die 

 
9  So auch Christiansen, 2000, S. 42. 
10  Vgl. Monopolkommission, 1984, S. 198 Tz. 616. 
11  Vgl. Eine vergleichbare Abgrenzung wird nach der NACE Rev. 2. vorgenommen. Vgl. Eurostat, 2008, S. 305 ff. 
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Sonderregeln für den Verlag, die Herstellung und den Vertrieb von Zeitungen und Zeitschriften 

das Achtfache sowie für die Herstellung, den Vertrieb und die Veranstaltung von Rundfunk-

programmen und den Absatz von Rundfunkwerbezeiten beziehen sich somit ausschließlich 

auf die Schwellenwerte für die Anmeldepflicht, nicht jedoch auf die Prüfung als solche.  

Ebenso wie in den USA war die Würdigung der Besonderheiten von Plattformmärkten bisher 

gesetzlich nicht vorgeschrieben. Mit den 2017 in Kraft tretenden Änderungen des GWB wird 

den Kartellbehörden jedoch fortan der Einbezug der Theorie mehrseitiger Marktplätze vorge-

schrieben.12 Neben den bisherigen Kriterien des § 18 Abs. 3 GWB zu Beurteilung der Markt-

stellung eines Unternehmens sind fortan u. a. direkte und indirekte Netzwerkeffekte, Mul-

tihoming sowie mögliche Größenvorteile im Zusammenhang mit Netzwerkeffekten zu berück-

sichtigen.13  

 

2.2 Besonderheiten von Medienmärkten 

Die Besonderheit vieler Medienunternehmen gegenüber anderen Unternehmen besteht in 

der Zusammenführung zweier oder mehrerer Nutzergruppen, die zwar institutionell vonei-

nander getrennt, zugleich jedoch über indirekte Netzeffekte miteinander verbunden sind.14 

Sie fungieren als Plattform, über welche die verschiedenen Marktseiten koordiniert werden. 

Der Nutzen der Marktseiten wird nicht alleinig durch den Konsum der Ware oder die Inan-

spruchnahme der Dienstleistung, sondern ebenso durch die Zahl und/oder die Zusammenset-

zung der Nutzer auf der anderen Marktseite beeinflusst.15 Im Falle positiver Netzeffekte pro-

fitieren beide Nutzergruppen von der Existenz der jeweils anderen Marktseite.16  

Die bestmögliche Ausnutzung der Verbundenheit der Nutzergruppen erfolgt über eine platt-

formspezifische Preissetzung.17 Diese entspricht nicht den für traditionelle Märkten geltenden 

Regeln, nach denen Unternehmen ihre Preise unter Würdigung der Zahl der konkurrierenden 

Unternehmen, dem Homogenitätsgrad der Güter, sachlichen, zeitlichen und/oder räumlichen 

 
12  Zur wettbewerbsökonomischen Einordnung dieser 9.-ten GWB-Novelle vgl. Budzinski, 2017, 

Budzinski/Stöhr 2019. 
13  Vgl. Deutscher Bundestag, 2016, S. 14. 
14  Zu den Besonderheiten von Medienmärkten vgl. grundsätzlich Budzinski/Kuchinke 2018 sowie Dewenter, 

2006, S. 60, Dewenter/Haucap, 2009, S. 39. 
15  Vgl. Katz/Shapiro, 1985, S. 424, Roson, 2005, S. 144, Schmalensee, 2002, S. 106, Armstrong, 2006, S. 669, 

Dewenter, 2006, S. 60, Dewenter/Haucap, 2009, S. 39.  
16  Vgl. Dewenter/Haucap, 2009, S. 39 f., Wright, 2004, S. 47, Evans, 2010, S. o. A. 
17  Vgl. Rochet/Tirole, 2003 S. 990, Schmalensee, 2002, S. 105, Evans/Schmalensee, 2007, S. 154. 
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Präferenzen sowie der Verteilung der Nachfrager setzen. Vielmehr richten sich die Preise nach 

der Stärke der indirekten Netzeffekte. Die Gruppe, von welcher der geringere Effekt auf die 

andere Marktseite ausgeht, zahlt einen höheren Preis als vice versa. Je stärker die Netzeffekte 

sind, desto geringer ist der von der betreffenden Nutzergruppe zu entrichtende Preis. Mitun-

ter kann dieser weit unter Grenzkosten gesetzt werden oder sogar negative sein.18 

 

2.3 Implikationen für die Zusammenschlusskontrolle 

Die beschriebenen Besonderheiten haben Auswirkungen auf die Beurteilung von Zusammen-

schlussfällen. Während die durch einen Zusammenschluss entstehende oder verstärkte 

marktbeherrschende Stellung auf einseitigen Unternehmen infolge der damit einhergehen-

den Gefahr der missbräuchlichen Nutzung dieser, beispielsweise zur Durchsetzung von Prei-

sen oberhalb des Wettbewerbsniveaus zu Wohlfahrtsverlusten führt, ist auf mehrseitigen 

Marktplätzen eine differenzierte Betrachtung erforderlich. Da eine monopolistische Plattform 

besser zur Ausnutzung der indirekten Netzeffekte imstande ist, kann die Gesamtwohlfahrt im 

Monopol je nach Stärke der indirekten Netzeffekte höher sein als im Wettbewerb.19 Bleiben 

diese Überlegungen im Rahmen der Prüfung der Kartellbehörden unberücksichtigt, könnten 

Zusammenschlüsse untersagt werden, von denen positive Wohlfahrtseffekte zu erwarten wä-

ren. Keinesfalls können Preise oberhalb der Grenzkosten ebenso wenig pauschal als Ausdruck 

von Marktmacht verstanden werden, wie Preise unterhalb der Grenzkosten durch Verdrän-

gungsabsichten begründet sein müssen. Vielmehr können sie der effizienten Preisstruktur zur 

bestmöglichen Ausnutzung der indirekten Netzeffekte entsprechen.20  

Weitere Besonderheiten entstehen bei der Verwendung des SSNIP-Tests zur Marktabgren-

zung. Ignoriert die Kartellbehörde die Verbundenheit der Märkte und wendet einen einseiti-

gen SSNIP-Test an, kann es dadurch bereits zu Ungenauigkeiten oder gar Fehlern bei der 

Marktabgrenzung kommen. Eine mögliche Alternative besteht in der Verwendung der Summe 

 
18  Vgl. Rysman, 2009, S. 130, Wright, 2004, S. 48, Evans/Schmalensee, 2007, S. 160, Evans, 2008, S. 7, Evans, 

2003a, S. 193, Dewenter/Rösch/Terschüren, 2014, S. 7.  
19  Vgl. Weisman, 2005, S. 137, Klein et al., 2006, S. 595, Dewenter/Haucap/Wenzel, 2011, S. 13 ff. Diese Über-

legungen werden aufgegriffen in Lindstädt, 2009, S. 22. 
20  Vgl. Schmalensee, 2002, S. 105, Hamelmann/Haucap, 2015, S. 4, Klein et al., 2006, S. 594, Dewenter, 2007, 

S. 7, Weyl, 2010, S. 1652 f. 



8 
 

beider Preise.21 Hierdurch wäre es möglich, ungeachtet der von gewöhnlichen Märkten ab-

weichenden Preisstruktur eine Einschätzung des Preisniveaus vorzunehmen und Prognosen 

über die Reaktion der Nachfrage auf Preis(niveau)änderungen abzuleiten.22 Weitere Prob-

leme ergeben sich, wenn der Preis auf einem Markt Null ist. Der SSNIP-Test würde ins Leere 

laufen.23 Ebenso ist die alleinige Betrachtung des Markts, auf dem der Preis oberhalb des 

Wettbewerbspreises liegt, kritisch zu sehen. Werden die Rückkopplungseffekte auf dem ver-

bundenen Markt unberücksichtigt gelassen, fällt der durch den SSNIP-Test prognostizierte 

Nachfragerückgang c. p. zu gering aus, wodurch der Markt letztendlich zu eng abgegrenzt 

würde.24 Der SSNIP-Test ist somit lediglich unter Anpassungen auf mehrseitige Märkten über-

tragbar.25  

Die Ausführungen verdeutlichen die Unmöglichkeit einer pauschalen Bewertung von Zusam-

menschlussfällen auf mehrseitigen Märkten.26 Durch Zusammenschlüsse kann es ebenso zu 

Effizienzgewinnen wie zu wohlfahrtsmindernden Wettbewerbsbeschränkungen kommen.27 

Die Beurteilung wird letztendlich vielfach von der konkreten Höhe der indirekten Netzeffekte 

im Einzelfall abhängen. Hierbei kann es zwar zu Ungenauigkeit mit der Folge von Verzerrungen 

kommen,28 jedoch dürfte den Kartellbehörden in der Regel zumindest die Einschätzung gelin-

gen, von welcher Marktseite der stärkere Netzeffekt ausgeht.29 Die Gefahr von Fehlern erster 

und zweiter Art erscheint somit bei Verzicht auf die Anwendung der Theorie mehrseitiger 

Märkte höher zu sein als bei Ungenauigkeiten in der Bestimmung der exakten Höhe der Netz-

effekte.30 

 

 
21  Vgl. Emch/Thompson, 2006, S. 56, Filistrucchi, 2008, S. 15 f., Evans, 2011, S. 149. 
22  Vgl. Filistrucchi et al., 2014, S. 331. Kritisch hierzu Kehder, 2013, S. 80 f.  
23  Vgl. Auer/Petit, 2015, S. 20. 
24  Vgl. Filistrucchi et al., 2014, S. 331, Evans, 2011, S. 165 f. 
25  Vgl. Evans, 2011, S. 136, Hamelmann/Haucap, 2015, S. 9, Filistrucchi, 2008, S. 17, Filistrucchi et al., 2014, S. 

295. Kehder schließt seine Anwendung aufgrund fehlender Anpassungsmöglichkeiten an die Bedingungen 
auf zweiseitigen Märkten sogar gänzlich aus. Vgl. Kehder, 2013, S. 80 f. Für eine ausführliche Darstellung 
verschiedener mit der Anwendung des SSNIP-Tests auf zweiseitige Märkte einhergehende Probleme vgl. 
Dewenter/Rösch/Terschüren, 2014, S. 9 f., Auer/Petit, 2015, S. 20 f. 

26  So auch Budzinski/Lindstädt, 2010, S. 440 f., 13, Lindstädt, 2009, S. 41. 
27  Vgl. Dewenter/Haucap/Wenzel, 2011, S. 21, Evans/Schmalensee, 2012, S. 34, Budzinski/Lindstädt, 2010, S. 

441 f., Evans/Schmalensee, 2007, S. 176. 
28  Vgl. Filistrucchi, 2008, S. 10 f. Ähnlich Budzinski/Lindstädt, 2010, S. 442 f. 
29  Vgl. Dewenter/Kaiser, 2005, S. 58. 
30  Vgl. Dewenter/Rösch/Terschüren, 2014, S. 8 f. 
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3 Stand der Forschung 

Die Anwendung der Two-Sided Market Theory (TMT) zur Analyse von insbesondere Medien-

märkten kann als weithin akzeptiert erachtet werden. Zahlreiche Veröffentlichen legen die 

Unterschiede zwischen einseitigen und mehrseitigen Marktplätzen und die daraus resultie-

renden Änderungen in der wettbewerbspolitischen Beurteilung von Plattformen dar.31 Im Fo-

kus stehen die Besonderheiten im Rahmen der Prüfung von Missbrauchsvorwürfen und Zu-

sammenschlussfällen.32 Während Einigkeit hinsichtlich der Notwendigkeit der kartellrechtli-

chen Berücksichtigung des Plattformcharakters besteht,33 liegen bisher keine Ansätze zur kon-

kreten Umsetzung vor, die über die Forderung einer stärkeren Einzelfallorientierung hinaus-

gehen. Insbesondere die Möglichkeit der Anpassung bestehender Instrumente wie der SSNIP-

Test wird kontrovers diskutiert.34  

Empirische Untersuchungen zur Relevanz der TMT für die Entscheidungspraxis der Kartellbe-

hörden beschränken sich auf die inhaltliche Beurteilung einzelner Fälle. Die Ergebnisse lassen 

weder in der US-amerikanischen noch in der deutschen (und europäischen) Zusammen-

schlusskontrolle eine stringente Würdigung der Besonderheiten mehrseitiger Märkte erken-

nen. Wie Evans/Schmalensee (2007) und Auer/Petit (2015) für die USA zeigen, wird die Two-

Sides Marktes Theorie zwar in einzelnen Fällen angewandt, jedoch erfolgt dies eher episodisch 

und nicht systematisch.35 Kahwaty/Tyler (2014) untersuchen in ihrer Studie kanadische Zu-

sammenschlussfälle und kommen zu dem Schluss einer nicht durchgängigen oder gar nicht 

erfolgten Würdigung der Theorie mehrseitiger Marktplätze.36 Analoge Kritikpunkte bringen 

Budzinski/Wacker (2007) und Dewenter/Haucap (2009) als Ergebnis ihrer Analyse verschiede-

ner Zusammenschlussvorhaben auf deutschen Medienmärkten vor. Eventuelle Effizienzvor-

teile durch die jeweiligen Zusammenschlüsse wären nicht hinreichend abgewogen worden.37 

 
31  Zu nennen sind hier insbesondere Rochet/Tirole (2003), Evans (2003a), Evans (2003b), Dewenter (2006) 

und Dewenter/Haucap (2009). 
32  Vgl. Dewenter/Haucap (2009), Dewenter/Kaiser (2006), Budzinski/Lindstädt (2010). 
33  Vgl. Filistrucchi, 2008, S. 17, White, 2006, S. 8, Filistrucchi et al., 2014, S. 321, Evans/Schmalensee, 2012, S. 

11 f., Lindstädt, 2009, S. 33, Dewenter/Rösch/Terschüren, 2014, S. 8, Dewenter/Haucap, 2009, S. 43 f., 
Evans, 2008, S. 9. 

34  Vgl. Evans, 2011, S. 136, Hamelmann/Haucap, 2015, S. 9, Filistrucchi, 2008, S. 17, Filistrucchi et al., 2014, S. 
295. Kritsch hierzu vgl. Kehder, 2013, S. 80 f., Dewenter/Rösch/Terschüren, 2014, S. 9 f., Auer/Petit, 2015, 
S. 20 f. 

35  Vgl. Evans/Schmalensee, 2007, S. 172 f., Auer/Petit, 2015, S. 22 ff. 
36  Vgl. Kahwaty/Tyler, 2014, S. 670 ff. 
37  Vgl. Budzinski/Wacker, 2007, S. 303, Dewenter/Haucap, 2009, S. 50 ff. 
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Eine umfassende und systematische Auswertung des Einbezugs der Theorie in die kartellrecht-

liche Praxis in den USA und Deutschland fand bisher nicht statt. Diese Forschungslücke soll 

nachfolgend geschlossen werden. 

 

4 Daten 

4.1 USA 

In die Untersuchung der praktischen Relevanz der Theorie mehrseitiger Marktplätze wurden 

alle im Untersuchungszeitraum von 1999 bis Juli 2016 angemeldeten und dem Mediensektor 

zurechenbaren Zusammenschlussfällen der FTC und der ATD einbezogen, welche über die 

Websites der Kartellbehörden abrufbar waren. Der Begriff des Medienunternehmens umfasst 

alle rechtlichen Einheiten, die in den Wertschöpfungsprozess von Medienprodukten involviert 

sind. Im Sample enthalten sind Unternehmen auf Radio- (6), TV- (11), Kino- (5), Internet- (4), 

Zeitungs- (2), Software (19) und Mobilfunk- (3) und Werbemärkten (2) sowie Verlage (3). Von 

den insgesamt betrachteten 55 Fällen wurden 15 von der FTC und 40 von der ATD bearbeitet.  

Tabelle 1 gibt einen Überblick über die relevanten Zusammenschlussvorhaben, einschließlich 

der Kategorisierung als Plattform oder Nicht-Plattform. Nach der Herausnahme aller Fälle, in 

denen keine Plattform im Sinne der TMT beteiligt war, verblieben 30 zu untersuchende Fälle, 

die überwiegend von der ATD des DoJ geprüft wurden (93,33 %).  
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Tabelle 1:  Übersicht über die ausgewählten Zusammenschlussvorhaben (USA)  

 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Die Analyse der praktischen Bedeutung der Theorie mehrseitiger Märkte beinhaltete in einem 

ersten Schritt die Betrachtung des zur Marktabgrenzung verwandten Konzepts. Im Fokus stan-

den die Fragen nach der Anpassung des SSNIP-Tests und der Identifikation von Substituten an 

die plattformspezifischen Besonderheiten. Im nächsten Schritt wurde die Diskussion mögli-

cher negativer Wettbewerbseffekte durch den Zusammenschluss auf das dazu verwandte In-

strumentarium untersucht. Relevant waren insbesondere die theoretische Fundierung der 

Prognose sowie die Vorgehensweise bei der Berechnung der Marktkonzentration sowie bei 

der Preis- und Umsatzbetrachtung. 

 

4.2 Deutschland 

Analog zur Vorgehensweise für die USA wurden alle anmeldungspflichtigen Zusammen-

schlussvorhaben aus den Jahren 1999 bis 2014 auf die Würdigung der Besonderheiten mehr-

seitiger Marktplätze im Rahmen des Prüfverfahrens systematisch untersucht. Von den insge-

samt 40 Fällen des Kartellamts fanden 5 auf Märkten für Bücher statt. Da es sich hierbei nicht 

um Plattformen im Sinne der Theorie handelt, wurden sie aus der Analyse ausgenommen. Von 

den verbleibenden 35 Zusammenschlussvorhaben waren in 15 Fällen Märkte für Zeitschriften 

und in 5 Fällen Märkte für Zeitungen betroffen. Darüber hinaus fanden 3 auf Radiomärkten, 2 

auf Internetmärkten und 11 auf TV-Märkten statt. Im Rahmen der Beurteilung dieser 35 Fälle 

hätte das Kartellamt grundsätzlich auf die Two-Sided Market Theorie zurückgreifen können. 

Eine Übersicht über die in die Analyse einbezogenen Zusammenschlussvorhaben ist in Ta-

belle 2 dargestellt:  
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Tabelle 2: Übersicht über die ausgewählten Zusammenschlussvorhaben (Deutschland) 

 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Die systematische Untersuchung der Beschlüsse umfasste sowohl die Marktabgrenzung als 

auch die Entstehung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung. Auf der Ebene 

der Marktabgrenzung lag der Fokus wiederum auf der Frage, anhand welches Konzepts die 

Definition des relevanten Marktes vorgenommen wird und inwiefern die Mehrseitigkeit von 

Plattformen dabei Berücksichtigung erfahren hat. Hinsichtlich der Marktbeherrschung wurde 

untersucht, auf welcher theoretischen Grundlage die Prognose eventueller Marktmachts-

probleme erfolgte, der Anzeigen-Auflagen-Spirale oder der Theorie mehrseitiger Marktplätze, 

und ob Preise und Umsätze nach den Regeln einseitiger Märkte oder plattformspezifisch be-

trachtet wurden.  

 

5 Analyse 

5.1 USA 

5.1.1 Marktabgrenzung 

Die Ergebnisse der systematischen Untersuchung der relevanten Zusammenschlussfälle im 

Untersuchungszeitraum sind, untergliedert nach der Stufe der Marktabgrenzung und der sich 

anschließenden Prognose der Wettbewerbswirkungen, in nachstehender Tabelle 3 zusam-

mengefasst:  
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Tabelle 3: Gesamtübersicht über die TMT in der Zusammenschlussprüfung (USA) 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Entgegen der auf theoretischer Ebene bestehenden Anwendungsprobleme des SSNIP-Tests 

bei Plattformen griffen die US-amerikanischen Kartellbehörden in 26 der 30 betrachteten Fälle 

(86,67 %) auf diesen zurück. Eine Anpassung der klassischen Vorgehensweise bei der Verwen-

dung des hypothetischen Monopolistentests erfolgte lediglich in zwei der 26 (7,69 %) Fälle in 

den Jahren 2006 und 2007. In allen anderen wurde eine Marktabgrenzung wie auf einseitigen 

Märkten vorgenommen. Grundsätzlich besteht somit die Gefahr der fehlerhaften Ermittlung 
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von Preisreaktionen. Die mit dem deutschen Bedarfsmarktkonzept vergleichbare Betrachtung 

von Substitutionsbeziehungen fand in 20 von 30 Fällen (66,67 %) statt, jedoch wiederum ohne 

plattformspezifischen Charakteristika Rechnung zu tragen. Ungeachtet der Besonderheiten 

mehrseitiger Märkte gelangt noch immer das klassische tradierte Instrumentarium zum Ein-

satz. Zudem lässt die Betrachtung der Jahreszahlen keinen Trend zur stärkeren Würdigung im 

Zeitablauf erkennen. Seit den beiden Fällen in 2006 und 2007 wurde die Theorie mehrseitiger 

Märkte nicht mehr thematisiert. Für die Abgrenzung des relevanten Markts hat sie seither 

nicht an praktischer Relevanz gewonnen.  

 

5.1.2 Marktbeherrschung 

Gleiches Bild stellt sich für die Prognose einer signifikanten Reduktion des Wettbewerbs dar. 

Weder bei der Berechnung der Umsätze noch der Preise wurden plattformspezifische Abwei-

chungen von der klassischen ökonomischen Theorie in die Analyse einbezogen. Die in der 

deutschen Kartellrechtspraxis lange Zeit gebräuchliche Anzeigen-Auflagen-Spirale besitzt für 

die US-amerikanische Fusionskontrolle keine Relevanz. Jedoch hat auch die Two-Sided Mar-

kets Theory mit ihrer zunehmenden wissenschaftlichen Anerkennung keinen Einzug in die Prü-

fung von anmeldungspflichtigen Zusammenschlussvorhaben gefunden. Lediglich in den bei-

den Zusammenschlussfällen, in denen eine Marktabgrenzung nach den Vorgaben der TMT 

vorgenommen wurde, griffen die Kartellbehörden bei der Prognose potenzieller Wettbe-

werbswirkungen auf die theoretischen Überlegungen der Plattformenökonomie zurück. In 25 

der 27 Fälle, bei denen Preisbetrachtungen angestrebt wurden, fanden die Bewertungsregeln 

einseitiger Märkte Anwendung. Eine plattformspezifische Diskussion der Preise beschränkte 

sich demnach auf 7,40 % der relevanten Fälle. Lediglich in diesen beiden Fällen erfolgte zudem 

ein Einbezug der TMT in die Analyse der Umsätze, wohingegen in weiteren 18 Zusammen-

schlussprüfungen eine herkömmliche Umsatzbetrachtung stattfand.  

Wie aus Tabelle 3 weiterhin hervorgeht, wird (der Veränderung) der Marktkonzentration eine 

hohe Relevanz bei der Beurteilung von Zusammenschlüssen beigemessen. In 22 der 30 Fälle 

(73,33 %) wurde der HHI berechnet, allerdings erneut ohne Berücksichtigung der Verbunden-

heit der Märkte.   
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Ebenso wie bei der sachlichen Marktabgrenzung ist keine im Zeitablauf zunehmende Integra-

tion der Theorie mehrseitiger Marktplätze in die Prognose der Wettbewerbswirkungen ge-

planter Zusammenschlussvorhaben ersichtlich.  

 

5.2 Deutschland 

5.2.1 Marktabgrenzung 

Bei der Betrachtung der theoretischen Fundierung der Marktabgrenzung wird zunächst die 

unterschiedliche Vorgehensweise der deutschen und der US-amerikanischen Kartellbehörden 

deutlich. Der in den USA mehrheitlich verwandte SSNIP-Test weist in Deutschland bisher eine 

geringe praktische Relevanz zur Ermittlung des relevanten Markts auf. Lediglich in vier der 34 

untersuchten Fälle wandte das Bundeskartellamt ihn in Ergänzung zum Bedarfsmarktkonzept 

an, welches ungeachtet der zunehmenden Europäisierung des deutschen Kartellrechts noch 

immer das Standardinstrument zur Marktabgrenzung darstellt. In neun Fällen wurde dies 

durch die Betrachtung der Angebotsflexibilität ergänzt.  

Wie aus Tabelle 4 hervorgeht, nahmen die Kartellbehörden im Großteil der Fälle eine einsei-

tige Marktabgrenzung vor. Alleinig in den Zusammenschlussvorhaben von Intermedia/HB 

(2008), KDG/Orion (2008) und KDG/Tele Columbus (2011) wurde die Existenz interdependen-

ter Nutzergruppen bei der Ermittlung des relevanten Markts berücksichtigt. Den Besonderhei-

ten von Medienmärkten wurde somit lediglich in 3 von 35 Fällen (8,57 %) Rechnung getragen. 

In allen anderen Fällen erfolgte ungeachtet des Vorliegens (mindestens) einer Plattform eine 

einseitige Abgrenzung wie auf traditionellen Märkten. Unerheblich war dabei, welches theo-

retische Konzept als Grundlage der Marktabgrenzung zur Anwendung gelangte. Die unter 

Punkt 2.3 beschriebenen Probleme bei der Anwendung des SSNIP-Tests auf mehrseitige 

Märkte lassen sich daher nicht (alleinig) als Ursache für die bisher unzulängliche Integration 

der TMT auf dieser Ebene der Prüfung anführen. Die zunehmende wissenschaftliche Anerken-

nung der Theorie im Verlauf des Untersuchungszeitraums spiegelt sich auf dieser Ebene der 

kartellrechtlichen Praxis nicht wider. Ein nennenswerter Unterschied zur Vorgehensweise der 

FTC und der ATD des DoJ ist nicht ersichtlich. 
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Tabelle 4:  Gesamtübersicht über die TMT in der Zusammenschlussprüfung 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 
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5.5.2 Marktbeherrschung 

Die US-amerikanischen Daten zeigen eine geringere praktische Relevanz der TMT sowohl auf 

der Ebene der Marktabgrenzung als auch bei der Beurteilung der Gefahr der Monopolisierung. 

Während die Vorgehensweise der deutschen Kartellbehörden bei der Definition des relevan-

ten Markts vergleichbare diesbezügliche Defizite aufweist, ist eine im Zeitablauf zunehmende 

Würdigung der Besonderheiten von Plattformen bei der Prüfung der Entstehung oder Verstär-

kung einer marktbeherrschenden Stellung zu erkennen.  

Lange Zeit wurde die Verbundenheit von Anzeigen- und Lesermärkten anhand der sog. Anzei-

gen-Auflagen-Spirale dargestellt. Der Einfluss der einen Seite auf die andere Seite läuft nicht 

allein über die Größe der jeweiligen Nutzergruppe, sondern über die Qualität. Steigt die Nach-

frage auf dem Lesermarkt, wird eine Zeitung interessanter für Werbekunden. Die Werbeein-

nahmen steigen c. p. und werden zur Verbesserung der redaktionellen Inhalte verwendet, 

wodurch sich die Qualität der Zeitung und damit wiederum die Nachfrage auf dem Lesermarkt 

erhöhen.38  Die Annahme einer steten Qualitätsverbesserung einer Zeitung bei steigender 

Nachfrage auf dem Leser- und Werbemarkt wurde jedoch nach und nach kritisiert.39 Der Um-

weg über die Qualität entfällt bei der Theorie mehrseitiger Marktplätze, welche die Wechsel-

wirkungen zwischen beiden Marktseiten über die indirekten Netzeffekte erklärt. Die in der 

wissenschaftlichen Literatur erfolgte Abkehr von der Anzeigen-Auflagen-Spirale spiegelt sich 

in der theoretischen Fundierung der Marktmachtsdiskussion der deutschen Kartellbehörden 

wider. Diente bis zum Jahre 2007 noch ausschließlich die Anzeigen-Auflagen-Spirale als theo-

retische Grundlage, wurde diese seither gänzlich durch die Two-Sided Markets Theory ersetzt.  

Weniger stringent fällt die Würdigung der plattformspezifischen Preisstruktur aus. In 17 der 

insgesamt zu prüfenden 35 Zusammenschlussvorhaben nahm das Kartellamt eine Preisbe-

trachtung vor. Zwar trugen sie in 8 dieser Fälle (47,06 %) der von einseitigen Märkten abwei-

chenden Preisstruktur Rechnung, eine im Zeitablauf zunehmender und systematischer wer-

dender Einbezug ist allerdings nicht ersichtlich. Auch in den 7 Fällen seit 2008 erfolgte die 

Analyse der relevanten Preise nach den Regeln einseitiger Märkte. Die Umsatzbetrachtung 

lässt keine häufigere Anwendung der TMT erkennen als die der Preise. Von den 21 der insge-

samt 35 Zusammenschlussprüfungen führten die Kartellbehörden lediglich 9 (42,86 %) unter 

 
38  Vgl. Nussberger, 1961, S. 16, Gustafsson, 1978, S.1 ff.  
39  Vgl. hierzu und zu weiterer Kritik an der Anzeigen-Auflagen-Spirale exemplarisch Hass, 2007, S. 73. 
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Berücksichtigung von Netzeffekten und der Verbundenheit der Märkte durch. Sowohl Preise 

als auch Umsätze wurden in 14 der 35 Fälle in die Analyse einbezogen. Die diesbezüglichen 

plattformspezifischen Besonderheiten wurden dabei jedoch lediglich in 4 dieser 14 (28,57 %) 

Prüfungen diskutiert. 

Zusammenfassend kann der Einbezug der Theorie mehrseitiger Marktplätze in die Prüfung des 

Kartellamts bisher nicht als konsequent und stringent bezeichnet werden. Vielmehr handelte 

es sich um eine vereinzelte Würdigung der Verbundenheit von Märkten über indirekte Netz-

effekte. Häufig greifen die Kartellbehörden noch immer auf ihr tradiertes Instrumentarium 

zurück, ohne dies an die Besonderheiten von Medienunternehmen anzupassen. Grundsätzlich 

birgt dieses Verhalten die Gefahr einer fehlerhaften Einschätzung der Entwicklung von Preisen 

und Mengen nach dem Zusammenschluss, indem beispielsweise der Preissetzungsspielraum 

der Plattform durch die Vernachlässigung der Disziplinierungswirkung der Netzeffekte über-

schätzt wird. 

 

5.3 Vergleichende Gesamtbetrachtung  

Die zusammenfassenden Ergebnisse für die Marktabgrenzung und die Prognose der Gefahr 

der Monopolisierung in der US-amerikanischen Fusions- und einer marktbeherrschenden Stel-

lung in der deutschen Zusammenschlusskontrolle in den Abbildungen 3 und 4 verdeutlichen 

die bisher unzulängliche Einbindung der Two-Sided Market Theory in das Prüfverfahren der 

Kartellbehörden. Zwar erscheint die Würdigung der Besonderheiten von Plattformen im deut-

schen Kartellrecht auf den ersten Blick zumindest im Bereich der Marktmachtsdiskussion 

deutlich ausgeprägter zu sein als in den USA, als hier seit dem Jahr 2008 eine Tendenz zur 

stärkeren Integration der Mehrseitigkeit von Marktplätzen zu beobachten ist. Zumindest in 

zirka der Hälfte der Fälle erfolgte eine plattformspezifische Preis- und Umsatzbetrachtung.  

Der anfängliche Befund einer umfassenderen Integration der TMT durch die deutschen als 

durch die US-amerikanischen Kartellbehörden wird durch die Gesamtbetrachtung der empiri-

schen Ergebnisse jedoch zu einem gewissen Grad relativiert. Während FTC und DoJ bisher 

weitgehend auf den Einbezug verzichtet haben, erfolgt dieser in Deutschland bisher wenig 

systematisch. Unter allen 12 Zusammenschlussfallprüfungen seit 2008 waren lediglich zwei, 

die durchgängig im Sinne der TMT geprüft wurden (Intermedia/HB und LGI/KBW). Bei zwei 
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weiteren Fällen (KDG/Tele Columbus und Funke/Axel-Springer) verzichteten die Kartellbehör-

den zwar auf eine mehrseitige Marktabgrenzung, würdigten die von einseitigen Märkten ab-

weichenden Verhaltensweisen von Plattformen jedoch im Rahmen der Preis- und Umsatzbe-

trachtung. Im Falle von KDG/Orion wurde die Wirkung von Netzeffekten zwar in die Definition 

des relevanten Markts, nicht jedoch in die Preis- und Umsatzbetrachtung einbezogen. In 

83,33 % der seit 2008 geprüften Fälle wurden die Besonderheiten von Medienmärkten dem-

gemäß gar nicht oder nur sporadisch gewürdigt.  

Wie unter Punkt 2.3 ausgeführt, kann es aus theoretischer Sicht infolge der fehlenden Be-

trachtung der Besonderheiten mehrseitiger Marktplätze zu Fehlentscheidungen kommen. Ins-

besondere besteht die Gefahr der Überschätzung der negativen Wohlfahrtswirkungen bei 

zeitgleicher Unterschätzung möglicher Effizienzgewinne. Es läge somit die Vermutung nahe, 

bei fehlender Würdigung von Netzeffekten und deren Wirkung seien Zusammenschlussvorha-

ben untersagt worden, die durchaus positive Wohlfahrtseffekte haben hätten können. Eine 

abschließende Beurteilung möglicher Auswirkungen der unsystematischen oder gar fehlen-

den Berücksichtigung kann ohne eine konkrete Einzelfallanalyse nicht beantwortet werden. 

Hinweise hierauf lassen die vorliegenden Daten weder für die USA noch für Deutschland er-

kennen.  

Tabelle 5 gibt einen Überblick über die Anzahl angemeldeter Zusammenschlüsse von Plattfor-

men und Nicht-Plattformen, die im Untersuchungszeitraum durch FTC und ATD in den USA 

und das Bundeskartellamt in Deutschland ohne Auflagen oder mit Auflagen freigegeben oder 

untersagt wurden.  

Tabelle 5:  Urteile (USA und Deutschland) 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

Werden zunächst lediglich die US-amerikanischen Fälle betrachtet, treten keine nennenswer-

ten Unterschiede hervor. Obgleich die Kartellbehörden den plattformspezifischen Besonder-

heiten im Rahmen ihrer Prüfung in der Mehrheit der Fäll keinerlei Bedeutung beigemessen 



 
 

21 

 

haben, wurden Zusammenschlüsse auf mehrseitigen Märkten nicht häufiger untersagt oder 

lediglich unter Auflagen freigegeben als auf herkömmlichen Märkten. Während sich in den 

USA eine vergleichsweise lockere Kartellpolitik mit häufigen Freigaben unter Auflagen erken-

nen lässt, erscheint die deutsche Zusammenschlusskontrolle bei dieser groben Betrachtung 

der Daten restriktiver zu sein. Mit 17 der untersuchten 36 Fälle auf Medienmärkten wurden 

47,22 % aller angemeldeten Zusammenschlussvorhaben untersagt. Im Gegenzug kommen 

Auflagen eine wesentlich geringere Bedeutung zu als in den USA. Wird eine Freigabe erteilt, 

erfolgt dies selbst unter Beteiligung von Plattformen in der Regel ohne Nebenbedingungen. 

Wird der Fokus ausschließlich auf die 7 Zusammenschlussfälle seit dem Jahr 2008 gelegt, bei 

denen die Theorie mehrseitiger Marktplätze keine Würdigung fand, wurden davon 5 ohne 

Nebenbedingungen freigegeben, zwei untersagt. Bei den 5 Fällen mit teilweiser oder konse-

quenter Anwendung der Theorie kam es zu einer Freigabe ohne Nebenbedingungen, zwei mit 

Nebenbedingungen und zwei Untersagungen. Eine tendenziell häufigere Freigabe von Zusam-

menschlussvorhaben (mit oder ohne Auflagen) bei Berücksichtigung der Zweiseitigkeit von 

Märkten ist insofern nicht ersichtlich. 

Auch die Betrachtung der Art der Auflagen für Plattformen und Nicht-Plattformen in den USA 

lässt keine strukturellen Unterschiede erkennen. 

Tabelle 6: Auflagen (USA und Deutschland) 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

Wie aus Tabelle 6 hervorgeht, wurden beiden Gruppen in vergleichbarem Ausmaß überwie-

gend Verkäufe auferlegt und gelegentlich bestimmte Verhaltensweisen vorgegeben oder un-

tersagt. Inwiefern die Würdigung der Theorie mehrseitiger Marktplätze zu einer häufigeren 

Freigabe ohne Auflagen oder geringeren Auflagen geführt hätte, kann an dieser Stelle ohne 
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tiefergehende Analyse der Fälle nicht beantwortet werden. Vermuten ließen sich bei konse-

quenter Anwendung der TMT geringere Vorgaben zum Marktverhalten und/oder Verkäufen 

von Anteilen als bei Nicht-Plattformen.  

Zusammenfassend kann weder für die US-amerikanische noch für die deutsche Zusammen-

schlusskontrolle eine hohe Relevanz der TMT für die kartellrechtliche Praxis konstatiert wer-

den. Zwar trägt das Bundeskartellamt den plattformspezifischen Besonderheiten in ihren Aus-

führungen seit 2008 häufiger Rechnung als FTC und ATD, eine konsequente und systematische 

Anwendung erfolgt bisher jedoch auch hier nicht. Die Gefahr von Fehlentscheidungen ist so-

mit grundsätzlich gegeben. Zu welchem Grad die beschriebenen Schwierigkeiten bei der kon-

kreten Umsetzung der theoretischen Erkenntnisse auf das Prüfverfahren ausschlaggebend 

hierfür sind, kann durchaus kritisch diskutiert werden. 

 

5.4 Kritische Reflexion 

Aus der vorstehenden Analyse gehen die Defizite bei der Integration der Erkenntnisse der 

Plattformökonomie in die Prüfung der Kartellbehörden deutlich hervor. Die vom deutschen 

Gesetzgeber angestrebte Aufnahme in das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen er-

scheint vor diesem Hintergrund durchaus sinnvoll. Das Bundeskartellamt selbst begrüßt die 

Änderungen. Zwar hätte es die neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse in seiner bisherigen 

Praxis bereits versucht, in seine Entscheidungen aufzunehmen „[...] soweit sie für die kartell-

behördliche Praxis anwendbar waren [...]“40, eine gesetzliche Verankerung sei dennoch rat-

sam.  

Etwaige Bestrebungen lassen sich in den USA derzeit nicht erkennen. Die offenbar unter-

schiedliche Gewichtung spiegelt sich in der bisherigen Beurteilungspraxis der Kartellbehörden 

wider. Seit dem Jahre 2008 ist in Deutschland eine Tendenz zur zumindest partiellen Würdi-

gung der Verbundenheit von Märkten über indirekte Netzeffekte zu beobachten, wohingegen 

der TMT in den USA bisher keine kartellrechtliche Relevanz beigemessen wird. Als Ursache für 

diese Unterschiede können verschiedene Aspekte diskutiert werden:  

Ein Grund könnte in den konkreten Anwendungsproblemen bestehen. Insbesondere die US-

amerikanischen Kartellbehörden greifen für die Marktabgrenzung überwiegend auf den 

 
40  Bundeskartellamt, 2016, S. 11. 
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SSNIP-Test zurück, wie es in den Merger Guidelines vorgesehen ist. Diese sind zwar rechtlich 

nicht verbindlich, bilden dennoch die theoretische Grundlage der Zusammenschlussprüfung. 

Die sich bei seiner Übertragung auf Medienmärkte ergebenden Probleme wurden unter Punkt 

2.3 beschrieben. Einige Autoren lehnen die Möglichkeit der Anpassung gänzlich ab, andere 

empfehlen die Verwendung der Summe der von der Plattform gesetzten Preise zur Beurtei-

lung der Änderung des Preisniveaus durch den Zusammenschluss. Ein wissenschaftlicher Kon-

sens wurde bisher nicht gefunden.41 Aufgrund der langjährigen Praxis könnte eine Abkehr vom 

(herkömmlichen) SSNIP-Test sowohl mit methodischen Problemen als auch mit Gegenwehr 

der Kartellbehörde(n) verbunden sein. Das in Deutschland vorherrschende Bedarfsmarktkon-

zept könnte im Gegenzug eventuell leichter an plattformspezifische Besonderheiten anzupas-

sen sein.  

Auf der Stufe der Prüfung der Wettbewerbswirkungen des Zusammenschlusses lässt sich in 

den Merger Guidelines eine starke Ausrichtung auf den HHI und die Preisentwicklung be-

obachten. Die für den HHI vorgegebenen Grenzen wurden mit der Revidierung der Merger 

Guidelines im Jahre 1982 festgeschrieben und dürften von den Kartellbehörden inzwischen 

als empirisch gesichert und bewährt angesehen werden. Die veränderte Bewertung der 

Marktkonzentration lässt sich damit nicht vereinbaren. Der Einbezug der TMT würde eine we-

sentliche Abkehr von der bisherigen Sichtweise bedeuten, insbesondere da neue Maßstäbe 

für die Bewertung der Marktstellung von Unternehmen entwickelt werden müssten. Relati-

viert wird diese Argumentation indes durch die tatsächliche Praxis der Kartellbehörden, die 

eine weniger restriktive Auslegung der HHI-Schwellenwerte der Merger Guidelines im Zeitab-

lauf erkennen lässt. Vielmehr stellen die Marktanteile und die Marktkonzentration auch in den 

USA lediglich den Ausgangspunkt für die Betrachtung dar. Eine Relativierung durch andere 

Faktoren ist ebenso wie in Deutschland möglich.42 

Darüber hinaus ist die Beurteilung der Wohlfahrtseffekte eines Zusammenschlusses auf Platt-

formmärkten mit der Notwendigkeit der Bestimmung der (relativen) Stärke der indirekten 

Netzeffekte verbunden. Einheitliche Verfahren existieren hierfür derzeit nicht. Da die Stärke 

der Netzeffekte und deren disziplinierende Wirkung zur Wahrung der eigenen Marktstellung 

geschätzt werden müssen, besteht grundsätzlich die Gefahr von Fehlurteilen, wenn falsche 

 
41  Vgl. Filistrucchi et al., 2014, S. 331, Emch/Thompson, 2006, S. 17, Filistrucchi, 2008, S. 15 f., Evans, 2011, S. 

149. Kritisch zur Anwendung des SSNIP-Tests auf die Summe aus beiden Preisen vgl. Kehder, 2013, S. 80 f. 
42  Vgl. hierzu ausführlicher Petrasincu, 2009, S. 89 ff. 
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Annahmen getroffen werden. So könnte ein Zusammenschluss, der infolge von Netzeffekten 

freigegebenen wurde, nach Vollzug entgegen der Prognose wettbewerbsschädliche Wirkun-

gen zeigen. Zwar muss Marktmacht auf Plattformmärkten nicht zwingend wohlfahrtsschädi-

gend sein, missbräuchliches Verhalten kann jedoch ebenso wenig generell ausgeschlossen 

werden.43  Die grundsätzliche Anerkennung wohlfahrtssteigernder Effekte durch steigende 

Marktkonzentration lässt sich anscheinend mit dem derzeitigen Wettbewerbsverständnis der 

US-amerikanischen Kartellbehörden nicht vereinbaren. Zumindest deuten die vorstehenden 

Ergebnisse auf eine geringere Bereitschaft zur Abkehr von der klassischen Sichtweise hin als 

in Deutschland.  

Ein weiterer Unterschied könnte in der Ausgestaltung und Auslegung des jeweiligen Kartell-

rechts bestehen. Die Zielstellung und Wettbewerbskonzeption der deutschen und der US-

amerikanischen Zusammenschlusskontrolle weisen zunächst eine Reihe von Gemeinsamkei-

ten auf. Beide orientieren sich wesentlich am Konzept des funktionsfähigen Wettbewerbs und 

verstehen Wettbewerb als ein Mittel zur Erreichung gesamtwirtschaftlicher Ziele. Ferner zei-

gen beide eine deutliche Orientierung an der Marktstruktur. Sowohl der Sherman- und Clay-

ton Act als auch das GWB zielen auf die Verhinderung wirtschaftlicher Macht, die es Unter-

nehmen ermöglicht, den Wettbewerb erheblich zu behindern, verfälschen oder gar auszu-

schalten.44 Hinsichtlich der Auslegung der gesetzlichen Regelungen ergeben sich hingegen ge-

wisse Unterschiede. Beispielsweise war in den USA eine stärkere Ausrichtung an den Lehren 

der Harvard und der Chicago School als in Deutschland zu erkennen. Darüber hinaus unterliegt 

die kartellrechtliche Praxis der ATD und der FTC einem stärkeren politischen Einfluss als die 

des Bundeskartellamts. Die Auslegung der Regelungen des Sherman und des Clayton Acts lie-

ßen in der Vergangenheit eine deutliche Ausrichtung an die wirtschaftspolitische Leitlinien des 

jeweils amtierenden Präsidenten erkennen, nicht zuletzt aufgrund seines Einflusses auf die 

Besetzung der Kartellbehörden. Nach der restriktiven Zusammenschlusskontrolle kam es in 

den 1980ern unter Reagan zu einer deutlichen Deregulierungspolitik mit Lockerungen in der 

Durchsetzung der Zusammenschlusskontrolle, wohingegen in den sich anschließenden Amts-

zeiten von Bush Senior und Clinton ein erneuter Anstieg kartellrechtlicher Prüfungen zu ver-

zeichnen war.45 Die Kartellrechtspraxis im Untersuchungszeitraum, der sich weitgehend auf 

 
43  Vgl. Europäische Kommission, 2009, S. 17.  
44  Vgl. Christiansen, 2000, S. 51 ff.  
45  Ausführlich hierzu vgl. Christiansen, 2000, S. 21, Bundeskartellamt, 2001, S. 8. Zum Einfluss der Politik auf 

das Kartellrecht vgl. Scherer, 2007, S. 9 f. 
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die Amtszeiten von Bush Junior und Obama erstreckte, war wiederum durch eine weniger 

restriktive Durchsetzung der Zusammenschlusskontrolle geprägt. In den vorliegenden Ergeb-

nissen spiegelt sich dies in der Vielzahl (unter Auflagen) freigegebener Verfahren wider. Inso-

fern orientiert sich die US-amerikanische Antitrustpolitik stärker an der Politik als die deut-

sche, was sich wiederum auf die Bereitschaft zur Integration neuer wissenschaftlicher Er-

kenntnisse ausgewirkt haben kann. Zudem wurde ein Großteil der angemeldeten Zusammen-

schlussvorhaben in den USA unter Auflagen freigegeben, während Deutschland im Untersu-

chungszeitraum eine vergleichsweise restriktivere Kartellechtspraxis aufwies. Die Würdigung 

weiterer theoretischer Argumente für eine Freigabe könnte für ATD und FTC somit von gerin-

gerer Bedeutung gewesen sein.  

Inwiefern eine wie in Deutschland angestrebte Erweiterung des Prüfungskatalogs automatisch 

zu einer stringenteren Anwendung der TMT führt, bleibt abzuwarten, als die beschriebenen 

praktischen Anwendungsprobleme, wie beispielsweise die Bestimmung der (relativen) Stärke 

der Netzeffekte fortbestehen. Ungeachtet des Fortschritts der Aufnahme der TMT in das Kar-

tellrecht besteht somit sowohl in Deutschland als auch den USA grundsätzlicher Handlungs-

bedarf auf wissenschaftlicher Ebene hinsichtlich der Operationalisierung der theoretischen Er-

kenntnisse.  

 

6 Schlussbemerkungen  

Im vorliegenden Beitrag wurde die kartellrechtliche Praxis der US-amerikanischen und deut-

schen Wettbewerbsbehörden im Zeitraum von 1999 bis 2016 vorgenommen. Die Analyse der 

Zusammenschlussfälle von Medienunternehmen lässt entgegen der theoretischen Bedeut-

samkeit der Würdigung plattformspezifischer Besonderheiten eine im Zeitablauf zunehmende 

praktische Relevanz der Theorie mehrseitiger Märkte lediglich in der deutschen Zusammen-

schlusskontrolle erkennen. Während ATD und FTC lediglich in zwei der untersuchten 30 Fälle 

auf die Verbundenheit der Märkte eingingen, ist diese in Deutschland seit 2008 häufiger the-

matisiert worden. Allerdings beschränkten sich die Kartellbehörden auch hier meist auf ein-

zelne Elemente. Eine durchgängige Anwendung der Theorie findet bisher noch nicht statt. 

Ebenso wie in den USA wird somit ein Großteil der Zusammenschlussvorhaben nach den Re-

geln einseitiger Märkte geprüft. Die theoretischen Forderungen und die praktische Umsetzung 

fallen somit noch auseinander. 
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Ein Einbezug der neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse in die kartellrechtlichen Gesetzes-

grundlagen, wie er vom deutschen Gesetzgeber derzeit vollzogen wird, ist vor diesem Hinter-

grund prinzipiell zu begrüßen. Größere Bedeutung als der rechtlichen Verankerung sollte in-

des der Anpassung und Weiterentwicklung des bestehenden Instrumentariums zur Marktab-

grenzung sowie zur Beurteilung der Marktstellung und des Marktverhaltens von Plattformen 

beigemessen werden. Insbesondere der in der US-amerikanischen Antitrustpolitik gebräuch-

liche SSNIP-Test ist zur Definition des relevanten Marktes, wenn überhaupt, lediglich unter 

Anpassungen anwendbar. Darüber hinaus fehlen bisher geeignete Verfahren zur verlässlichen 

Bestimmung der Höhe der indirekten Netzeffekte. Neben politischen Einflüssen auf die Zu-

sammenschlusskontrolle lassen sich diese Probleme bei der Operationalisierung der Theorie 

mehrseitiger Marktplätze als ein wesentlicher Grund für ihre bisher geringe praktische Rele-

vanz in den USA und die nicht stringente Anwendung in Deutschland vermuten.  
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